
Samstag, 27. Oktober 2007
In Liechtenstein darf keine Frau auf den Thron

Die Uno wirft dem Fürstenhaus Diskriminierung vor


[image: image3.jpg]



Noch kann keine Prinzessin zur Schlossherrin werden. (Bild: Presse- und Informationsamt, Vaduz) 

Die rechtliche Gleichstellung von Frau und Mann sieht ein Uno-Ausschuss im Fürstentum Liechtenstein zwar verwirklicht. Handlungsbedarf bestehe aber noch bei der faktischen Gleichstellung. Dass die Thronfolge des Fürstenhauses den männlichen Nachkommen vorbehalten ist, betrachtet der Ausschuss als Diskriminierung der Frauen. 

G. M. Vaduz, 26. Oktober

Das Uno-Übereinkommen zur Beseitigung der Diskriminierung von Frauen definiert in 30 Artikeln die weltweit gültigen Massstäbe für eine Gesellschaft der Gleichberechtigung von Frauen und Männern. Liechtenstein hat das auch als Frauen-Konvention bezeichnete Übereinkommen 1995 ratifiziert und wurde damit verpflichtet, in regelmässigen Abständen über die Fortschritte bei der Bekämpfung der Frauendiskriminierung zu berichten. 
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Mitte Oktober nun erreichte das Fürstentum die Begutachtung durch einen Uno-Ausschuss, der auf noch bestehende Mängel in der faktischen Gleichstellung der Frauen hinweist und sich besorgt zeigt über die unverändert bestehende männliche Thronfolge im Fürstenhaus Liechtenstein, das weiblichen Nachkommen die Besteigung des Thrones auf Schloss Vaduz verwehre. Die Mitglieder des Ausschusses ermutigen Liechtenstein, diesen Sachverhalt mit dem autonomen Fürstenhaus von Liechtenstein zu erörtern, mit dem Ziel, diese Diskriminierung der Prinzessinnen zu beseitigen. 

Die Thronfolge im fürstlichen Haus regelt das Hausgesetz, das im 17. Jahrhundert entstand und 1993 im Landesgesetzblatt veröffentlicht wurde, ohne Gesetzes- oder Verfassungsrang zu haben. Gegen diese umstrittene Publikation protestierten die drei Juristen Gerard Batliner, Andreas Kley und Herbert Wille. Die männliche Thronfolge spielte im nachfolgenden, jahrelangen Verfassungsstreit nur noch eine marginale Rolle, weil das Ringen um die Vorrechte des Fürsten den Fokus in eine andere Richtung lenkte. Die 2003 mit Volksabstimmung eingeführte Verfassung belässt es beim Hinweis, die erbliche Thronfolge werde durch das Hausgesetz geregelt. 

Nach der Rechtsauffassung der Regierung stellt das Hausgesetz «autonomes Satzungsrecht des Familienverbandes» des Fürstenhauses dar. Es handle sich dabei nicht um Akte der staatlichen Gesetzgebung, gelte nur für die Mitglieder des fürstlichen Hauses und falle als private familiäre Angelegenheit in den autonomen Bereich des Fürstenhauses. Diesen Standpunkt vertritt auch Fürst Hans-Adam II. Zudem erwähnt das Staatsoberhaupt jeweils bei diesbezüglichen Diskussionen, dass das Hausgesetz bedeutend älter sei als das Fürstentum Liechtenstein, das in der heutigen Form erst seit 1719 besteht. 

Für die Verweigerung der weiblichen Thronfolge könne nicht als Entschuldigung gelten, betont demgegenüber Wilfried Marxer, Forschungsbeauftragter am Liechtenstein-Institut, dass es sich um eine Familientradition handle. Während die Gegner der von Fürst Hans-Adam II. eingebrachten Verfassung die fehlende Gleichberechtigung bei der Thronfolge als Verstoss gegen die Prinzipien des Europarates betrachten, weist die Regierung auf das Fürstentum Monaco hin, das bei der Erbfolge dem Modell der männlichen Erstgeburt nachlebe. Ebenso zögen die Europaratsmitglieder Dänemark und Spanien bei ihren Thronfolgeregelungen die männlichen den weiblichen Nachkommen vor. 

Hätte das Fürstenhaus die weibliche Thronfolge bereits eingeführt, wie das der Uno-Ausschuss vorschlägt, so hätte sich in den vergangenen hundert Jahren allerdings nichts geändert: Die jeweiligen Fürsten hatten, wenn überhaupt, nur jüngere Schwestern. Auch das erstgeborene Kind von Erbprinz Alois ist ein Sohn: Prinz Joseph Wenzel. 
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